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CORONA-KRISE – DAS MÜSSEN SIE JETZT WISSEN! 
 

Durch die Corona-Krise rücken Fragen zu Steuern, Kurzarbeitergeld,  Kfw -Krediten 

oder dem Vertrags-  und Arbeitsrecht  in den Fokus.  Fast  tägl ich gibt es  neue Me l-

dungen,  Updates  und Hinweise von Behörden. Wir klären auf und bündeln aktuel-

le Infos für A wie Arbeitnehmer und Azubi über U wie Unternehmer bis V wie 

Vereine.  Was Sie jetzt  wissen müssen, was Sie jetzt  tun können und was der  Bund 

der Steuerzahler an weiteren Maßnahmen fordert,  erfahren Sie hier.  

 

Hinweis: Wir aktualis ieren unseren 

BdSt-INFO-Service in  kurzen Zeitab-

ständen. Bitte nutzen Sie stets  die  

aktuel le Fassung.  

  
Die Bundesregierung hat  umfassende 

Maßnahmen eingele itet,  um die wirt -

schaft l ichen Auswirkungen der  

Corona-Pandemie einzudämmen. Die  

geplanten Maßnahmen beinhalten 

insbesondere Liquiditätshi lfen. Zie l  

ist ,  Unternehmen,  Solo-Selbst -

ständigen und Arbeitnehmern, die  

durch die Corona-Pandemie in Finanz-

not geraten s ind, kurzfr ist ig zu hel-

fen.  Bereits in  dieser Woche wol len 

Bundestag und Bundesrat die Ände-

rungen beschl ießen.  Einige Program-

me sind bereits angelaufen und es  

stehen schon entsprechende Antrags-

formulare zur Verfügung.  Unser BdSt-

INFO-Service soll  Ihnen einen Über-

blick  über die  wicht igsten Maßnah-

men und wicht igsten rechtl ichen Fra-

gestellungen geben.  

 

 

Unternehmer 

Steuererleichterungen :  Mit einigen 

steuerl ichen Sofortmaßnahmen sol l  

die L iquidität  von Unternehmen gesi-

chert werden. Das Bundesf inanzminis-

terium hat dazu am 19. März 2020 ein  

Anwendungsschreiben veröffentl icht,  

das auf der Homepage unter  

www.bundesfinanzministerium.de  ab-

gerufen werden kann.  

  Danach werden fäl l ige Steuerzah-

lungen –  soweit  diese aufgrund 

der wirtschaftl ichen Folgen der  

Pandemie nicht geleistet werden 

können –  auf Antrag  zinsfrei  ge-

stundet.  Entsprechende Stun-

dungsanträge können beim Fi-

nanzamt gestellt  werden. Dies be-

trifft  die E inkommen- und Körper-

schaftsteuer. Nach E ingang ent-

sprechender Anträge sollen keine 

Mahnungen verschickt bzw. kein 

ggf .  ertei lter Lastschri fteinzug 

durchgeführt werden.  Zur  Um-

satzsteuer tr ifft  das BMF -

Schreiben keine Aussagen,  sodass  

hier im Einzelfal l  geprüft werden 

http://www.bundesfinanzministerium.de/
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muss,  ob eine Stundung in Be-

tracht kommt.  

  Daneben kann auf Antrag die Hö-

he der Einkommen- und Körper-

schaftssteuer-Vorauszahlungen 

angepasst werden.  

 

Tipp:  Die Finanzverwaltung bietet  

inzwischen Formulare für  die  

Steuerstundung und die Herabset-

zung von Vorauszahlungen zum 

download an. Den Vordruck f inden 

Sie z.B. unter :  

https://www.finanzamt.bayern.de

/LfSt/   

Inzwischen verweist  nicht nur 

Bayern, sondern auch andere Bun-

desländer auf dieses Formular,  

sodass es bundesweit  genutzt  

werden kann.  

 

  Wenn Unternehmen unmittelbar  

vom Coronavirus betroffen sind,  

wil l  die Finanzverwaltung bis Ende 

des Jahres 2020 auf Vollstre-

ckungsmaßnahmen und Säumnis-

zuschläge  verzichten. Vollstre-

ckungsmaßnahmen wie etwa Kon-

topfändungen sollen in solchen 

Fällen entsprechend bis  Ende 

2020 ausgesetzt werden.  

  Bestehen pandemiebedingt Pro-

bleme, Steuererklärungen fr istge-

recht abzugeben,  so llen die  Fi -

nanzämter großzügig mit Anträgen 

auf Fristverlängerungen verfah-

ren.  

 

Hinweis:  Betroffene setzen sich am 

besten schrift l ich,  telefonisch oder 

per E-Mail  mit  ihrem zuständigen Fi -

nanzamt in Verbindung.  Unterlagen 

können auch direkt in den Briefkasten 

des F inanzamtes e ingeworfen wer-

den,  denn die Finanzämter s ind aktu-

el l  für  den Kundenverkehr geschlos-

sen, um die weitere Verbreitung des  

Coronavirus  einzudämmen.  

 

  Gewerbetreibende können bis  

zum 31.  Dezember 2020 Anträge 

auf Herabsetzung des Gewerbe-

steuermessbetrages stel len und 

damit die Gewerbesteuer-

Vorauszahlungen reduzieren. Die  

Anträge sind beim Finanzamt zu 

stel len, so der gleichlautende 

Ländererlass vom 19. März  2020, 

der beim Bundesfinanzministeri-

um online eingesehen werden 

kann.  

  Stundungs- und Erlassanträge  für  

die Gewerbesteuer  s ind bei der  

zuständigen Gemeinde zu ste l len.  

  Erstattung von Umsatzsteuer -

Sondervorauszahlungen: Grund-

sätzl ich müssen Unternehmer bis  

zum 10. des Folgemonats ihre 

Umsatzsteuer-Voranmeldungen an 

das F inanzamt übermitteln. Auf  

Antrag kann den Unternehmen ei-

ne Dauerfristver längerung ge-

währt werden. Bei Betrieben mit 

monatl ichem Voranmeldungszeit -

raum ist  dies jedoch von der  Leis-

tung einer So ndervorauszahlung 

abhängig.  Um den Unternehmern 

„Luft“ zu verschaffen, ersttaten 

einige Bundesländer,  u.  a.  Bayern 

und NRW, den Unternehmern auf  

Antrag die Sonderzahlung. Um ei-

ne schnelle Bearbeitung des An-

trags zu gewährleisten, empfiehlt  

z.  B.  das Minister ium der Finanzen 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

die Verwendung des bekannten 

Vordrucks „Antrag auf Dauerfrist-

verlängerung –  Anmeldung der  

Sondervorauszahlung“  (USt  1 H):  

www.finanzverwaltung.nrw.de/de

/steuererle ichterungen-aufgrund-

der-auswirkungen-des-

coronavirus  

https://www.finanzamt.bayern.de/LfSt/
https://www.finanzamt.bayern.de/LfSt/
http://www.finanzverwaltung.nrw.de/de/steuererleichterungen-aufgrund-der-auswirkungen-des-coronavirus
http://www.finanzverwaltung.nrw.de/de/steuererleichterungen-aufgrund-der-auswirkungen-des-coronavirus
http://www.finanzverwaltung.nrw.de/de/steuererleichterungen-aufgrund-der-auswirkungen-des-coronavirus
http://www.finanzverwaltung.nrw.de/de/steuererleichterungen-aufgrund-der-auswirkungen-des-coronavirus
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Kurzarbeitergeld beantragen:  Wenn 

Unternehmen aufgrund der Corona -

Pandemie Kurzarbeit  anordnen und es  

dadurch zu Entgeltausfäl len kommt, 

können betroffene Arbeitnehmer  

Kurzarbeitergeld erhalten.  Diese Leis-

tung muss vom Arbeitgeber zuvor bei  

der Agentur für Arbeit  beantragt  wer-

den!  

 

Kurzarbeit ,  also die Verkürzung der  

Arbeitszeit  mit  entsprechender Lohn-

kürzung,  kann aber nicht ohne Weite-

res einseit ig durch den Arbeitgeber 

angeordnet  werden.  Die Möglichkeit  

muss im einzelnen Arbeitsvertrag,  

einer Betr iebsvereinbarung oder in  

einem anzuwendenden Tarifvertrag 

getroffen worden sein.  S ie kann auch 

noch kurzfr ist ig vereinbart werden,  

um Kündigungen zu vermeiden und 

ggf .  das Kurzarbeitergeld von der  

Agentur für Arbeit  zu erhalten.  

 

Ab 1. März gelten rückwirkend fol-

gende Voraussetzungen:  

  Anspruch auf  Kurzarbeitergeld be-

steht,  wenn mindestens 10 Pro-

zent  der  Beschäft igten einen Ar-

beitsentgeltausfal l  von mehr als  

10 Prozent haben.  Konkrete De-

tai ls  dazu enthält  das Merkblatt  

des Bundesarbeitsminister iums  

„Fragen und Antworten zum The-

ma Kurzarbeitergeld und Qualif i-

zierung“ 

https://www.bmas.de/DE/Presse/

Meldungen/2020/mit -kurzarbeit -

gemeinsam-beschaeftigung-

sichern.html  

  Anfallende Sozia lversicherungs-

beiträge werden für ausgefal lene 

Arbeitsstunden zu 100 Prozent er-

stattet.  

  Leiharbeitnehmerinnen und Leih-

arbeitnehmer können ebenfalls  in  

Kurzarbeit  gehen und haben An-

spruch auf Kurzarbeitergeld.  

  In Betrieben,  in  denen Vereinba-

rungen zu Arbeitszeitschwankun-

gen genutzt werden, wird auf den 

Aufbau negativer Arbeitszeitkon-

ten verzichtet .  

 

Hinweis zu Minijobs:   Arbeitgeber 

können Kurzarbeitergeld nur für  die  

Arbeitnehmer beantragen, die auch 

versicherungspf l icht ig in der Arbeits-

losenversicherung versichert s ind.  

Geringfügig Beschäftigte (450 -Euro-

Minijobber) s ind versicherungsfrei  in  

der Arbeitslosenversicherung, für  s ie  

kann nach derzeit igen Stand daher 

kein Kurzarbeitergeld beantragt  

werden.  

 

Das Kurzarbeitergeld wird in zwei  

Stufen beantragt:  

  Zunächst  muss e ine Anzeige bei  

der Bundesagentur  für Arbeit  

erfolgen. Die Formulare stehen 

auf der Homepage der Agentur  

für  Arbeit  bereit  und sind auch 

in vielen Lohnabrechnungspro-

grammen enthalten.  

  Die Leistungen müssen über die  

Lohnsoftware errechnet und 

dann von den Unternehmen zu-

nächst ausgezahlt  werden.  

Dann muss für jeden Monat ein 

Antrag auf Erstattung des Kurz-

arbeitergeldes gestell t  werden.  

 

Tipp :  Die Bundesagentur für  Arbeit  

stel lt  die  Formulare und weitere In-

formationen online zur Verfügung:   

https://www.arbeitsagentur.de/unte

rnehmen/f inanzie l l/kurzarbeitergeld -

bei-entgeltausfall  

Auf YouTube stehen zwei E rklär-

Videos bereit .  Da das Telefonnetz 

der Bundesagentur für  Arbeit  sta rk 

überlastet ist ,  sol lte  möglichst  per E-

https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/kurzarbeitergeld-bei-entgeltausfall
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/kurzarbeitergeld-bei-entgeltausfall
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/kurzarbeitergeld-bei-entgeltausfall
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Mail Kontakt  mit der Behörde aufge-

nommen werden.    

 

Vereinfachter Zugang zu Bürgschaf-

ten :  Die Bedingungen für Bürgschaf-

ten bei den Bürgschaftsbanken wer-

den gelockert .  So sol len Bürgschafts-

höchstbeträge und der Risikoantei l  

des Bundes erhöht werden. Zudem 

sollen die Entscheidungen der Bürg-

schaftsbanken beschleunigt werden.   

 

Kfw-Hilfen:  Eine wichtige Aufgabe zur  

Bewältigung der  Corona-Kr ise kommt 

der Kfw (Kreditanstalt  für Wiederauf-

bau)  zu.  Die  KfW wird für  Unterneh-

men, Selbstständige und Freiberufler  

die Zugangsbedingungen und Kondit i -

onen zu Krediten verbessern.  Dazu 

bietet die  Förderbank Unternehmer -  

und Gründerkredite  sowie ein Son-

derprogramm an. Zur  Antragsstellung 

müssen sich Unternehmer an ihre 

Hausbank bzw. den Finanzierungs-

partner wenden.  

 

Details  zu den Förderprogrammen 

finden Sie online unter  

https://www.kfw.de.  Unternehmer,  

Selbstständige und Freiberuf ler kön-

nen dort auch einen Newsletter zu 

den Kfw-Corona-Hi lfen bestellen.  

 

Hinweis:  Auch die Bundesländer ha-

ben L iquiditätshil fen zur Reduzierung 

der wirtschaft l ichen Folgen der  

Corona-Pandemie besondere Pro-

gramme ihrer Landesförderbanken 

angekündigt.  Mehrere Bundesländer  

s ind auch dabei,  zusätzl iche Hil fspro-

gramme aus den öffentl ichen Haus-

halten auf den Weg zu br ingen, um 

möglichst  unbürokratische Zuschüsse 

und Darlehen für  kle ine und mitt lere 

Betr iebe, für  Freiberufler,  für  pr ivate 

Betreiber kultureller  E inrichtungen 

sowie für  den Sport  zu gewähren.  

Dabei s ind die Förderprogramme in 

den Bundesländern etwas unter-

schiedl ich. Einen über die Förderun-

gen in den Ländern steht Ihnen online 

unter 

https://steuerzahler.de/coronakrise/  

zur Verfügung.  

 

Hilfen für Solo-Selbstständige: Eben-

so wil l  d ie Bundesregierung ein Mil l i -

arden-Paket für  Kle instunternehmen 

und Solo-Selbstständige auf den Weg 

bringen.  Konkret geplant sind Über-

brückungshil fen für Solo -Selbst-

ständige, K leingewerbetreibende und 

Kleinunternehmer,  deren Existenz oh-

ne f inanziel le  Hilfe  gefährdet ist .  

Kleine Firmen und Solo -Selbstständige 

wie Künstler  und Pfleger sol len über 

drei  Monate direkte Zuschüsse von bis  

zu 15.000 Euro bekommen. Daneben 

halten auch die Bundesländer einzel-

ne Sofortprogramme bereit ,  d ie auf  

den jewei l igen Seiten des Landesf i-

nanz-  oder Wirtschaftsministeriums 

zu f inden sind. Vor a l lem der Freistaat  

Bayern hat sehr schnell  Hi lfe angebo-

ten. Das entsprechende Formular gibt  

es unter anderem bei den bayerischen 

IHKs oder unter  

https://www.stmwi.bayern.de/soforth

ilfe-corona/  

 

Zudem wird die Regierung den Zugang 

zu ALG-II -Leistungen deutl ich verein-

fachen. Bei Anträgen auf ALG II  sol len 

die Vermögensprüfung und die Prü-

fung der Höhe der Wohnungsmiete für  

ein halbes Jahr  ausgesetzt  werden.  

Famil ien mit Einkommenseinbrüchen 

sollen leichter  Kinderzuschlag be-

kommen. 

 

Tipp: Wer seine Geschäfts -  oder Ge-

werbefläche gemietet  hat und auf-

grund der ausfal lenden Einnahmen 

befürchtet,  die Miete bzw. Pacht  

https://www.kfw.de/
https://steuerzahler.de/coronakrise/
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nicht mehr zahlen zu können, sol lte  

zeitnah das Gespräch mit dem Ver-

mieter suchen. Unter Umständen 

kann hier  eine einvernehmliche Lö-

sung zwischen den Vertragsparteien 

gefunden werden. Zudem plant die  

Bundesregierung das  Mietrecht zu 

ändern.  Wegen Mietschulden aus  

dem Zeitraum vom 1.  Apri l  2020 bis  

30. September 2020 dürfen Vermieter  

das Mietverhältnis  nicht kündigen  

dürfen.  

 

Hilfe nach dem Infektionsschutzge-

setz:  Wer aufgrund infektionsschutz-

rechtl icher  Gründe einem Tätigkeits-

verbot oder einer Quarantäne unter-

l iegt oder unterworfen wird und 

dadurch einen Verdienstausfal l  erle i-

det ohne krank zu sein,  kann auf An-

trag e ine Entschädigung nach §§ 56 ff .  

I fSG erhalten. Voraussetzung ist,  dass  

das Tätigkeitsverbot  bzw. die Quaran-

täne vom zuständigen Gesundheits-

amt ausgesprochen wurde n! Die Höhe 

der Entschädigung bemisst sich  nach 

dem Verdienstausfal l .  Bei Selbständi-

gen bemisst  sich der Verdienstausfal l  

pro Monat nach e inem Zwölftel  des  

Arbeitseinkommens. Darüber hinaus 

können Betriebsausgaben in angemes-

senem Umfang und Aufwendungen für  

die private sozia le Sicherung geltend 

gemacht werden.  

 

Hinweis:  Bei  Arbeitnehmern mit Tä-

tigkeitsverbot  bzw. unter Quarantäne 

besteht Arbeitsunfähigkeit.  In diesem 

Fal l  hat der Arbeitnehmer Anspruch 

auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfal l  

für  die ersten sechs Wochen und ab 

der s iebten Woche Anspruch auf Kran-

kengeld von der zuständigen Kranken-

kasse.  Der Arbeitgeber kann sich die  

geleistete Zahlung dann erstatten las-

sen. Details  und die erforderl ichen 

Anträge  für  die Entschädigung nach 

dem Infekt ionsschutzgesetz bieten die  

Landesbehörden, z .  B.  

https://www.berl in.de/sen/finanzen/p

resse/nachrichten/artikel.908216.php  

 

 

Ausgefal lene Aufträge :  Es muss in 

jedem Einzelfa l l  geprüft werden, ob 

trotz eines ausgefallenen oder stor-

nierten Auftrags ei n Anspruch auf  

Vergütung besteht.  Die Industr ie - und 

Handelskammern empfehlen, mög-

l ichst einen Ausgleich zwischen den 

Parteien zu suchen.  Unter Umständen 

muss ein Rechtsanwalt  mit der Prü-

fung des Anspruches beauftragt wer-

den.  

 

Tipp: Die IHK Nürnberg bietet dazu 

eine gute Übersicht an und erklärt,  

wie bei  Verträgen mit  und ohne „hö-

here Gewaltk lausel“  zu verfahren ist:  

www.ihk-nuernberg.de.  

 

Behördlich abgesagte Messen und 

Veranstaltungen :  Behörden können 

Events,  Messen oder Veranstaltungen 

wegen der Gefahr  durch das Coronavi-

rus untersagen.  L iegt  eine solche be-

hördl iche Verfügung vor,  können Ver-

träge, die z.  B.  mit  Messebauern, Aus-

stel lern oder Cater ingunternehmen 

geschlossen wurden,  nicht mehr er-

fül lt  werden. Jur ist isch l iegt  ein Fal l  

der Unmöglichkeit  vor.  

 

Da der  Vertrag nicht  durchgeführt  

werden kann, muss die Leistung auch 

nicht erbracht werden.  Das heißt,  der  

Caterer muss kein Essen l iefern, der  

Messebauer den Stand nicht  aufbauen  

usw. Gle ichzeit ig verl ieren die Dienst-

leister  damit  aber auch ihren An-

spruch auf Vergütung.  Wurden Anzah-

lungen geleistet,  s ind diese zurückzu-

zahlen.  
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Werden Events behördl ich verboten,  

kann dem Veranstalter auch kein 

schuldhaftes Handeln vorgeworfen 

werden. Er muss deshalb keinen 

Schadensersatz leisten oder für  ent-

gangenen Gewinn aufkommen.  

 

Angeordnete Schließzeiten :  Inzwi-

schen haben al le Bundesländer Ein-

schränkungen ausgesprochen, die  

nicht nur Kitas - und Schulschließun-

gen betreffen, sondern auch die Akti -

vität von Händlern und Betr ieben ein-

schränken. Je nach Bundesland ist  es  

jedoch unterschiedl ich,  welche Bran-

chen wie betroffen s ind. Details  f in-

det man auf den jeweil igen Internet-

seiten der Bundesländer.  

 

Insolvenzanträge :  Es soll  kein Unter-

nehmen nur deshalb Insolvenz anmel-

den müssen, weil  die von der Bundes-

regierung beschlossenen Hilfen nicht  

rechtzeit ig bei ihnen ankommen. Des-

halb bereitet das Bundesjust izminis-

terium eine Aussetzung der Insol-

venzantragspfl icht vor.  Die reguläre 

Drei-Wochen-Frist  der Insolvenzord-

nung ist  in der aktuel len Situation zu  

kurz bemessen. Es soll  da her durch 

eine gesetzl iche Regelung für einen 

Zeitraum bis zum 30. September 2020 

die Insolvenzantragspfl icht ausgesetzt  

werden. Voraussetzung soll  sein,  dass  

der Insolvenzgrund auf den Auswir-

kungen der Corona-Epidemie beruht  

und dass aufgrund beantragter öffent-

l icher Hi lfen bzw. ernsthafter F inan-

zierungs- oder Sanierungsverhandlun-

gen begründete Aussichten auf  Sanie-

rung bestehen.  

 

Außenprüfungen:  Der  Prüfdienst der  

Deutschen Rentenversicherung Bund 

führt se it  Mitte  März 2020 Prüfungen 

bei Arbeitgebern und Steuerberatern 

nicht mehr vor Ort durch.  Soweit  Prü-

fungshandlungen stattf inden,  erfolgt  

dies im Rahmen der  Übersendung o-

der Übermitt lung von Unter lagen und 

Daten bzw. durch e ine elektronisch 

unterstütze Prüfung.  

 

Bei den steuerl ichen Außenprüfungen 

entsche idet das jeweil ige Bundesland,  

wie es vorgeht.  Es  ist  davon auszuge-

hen,  dass auch hier  verstärkt  techni-

sche Möglichkeiten bzw. der Versand 

per Post zum Einsatz komm en.   

 

Beiträge zur Sozialversicherung: An-

sprüche auf den Gesamtsozialversi-

cherungsbeitrag können gestundet  

werden, wenn die sofortige Einzie-

hung mit erhebl ichen Härten für das  

Unternehmen verbunden wäre und 

der Anspruch durch die Stundung 

nicht gefährdet wird.  

 

Im Rahmen der Flutkatastrophe 2013 

wurde Arbeitgebern die zinslose 

Stundung leichter gewährt.  Es bleibt  

abzuwarten, ob dieses Instrument  

wieder akt iviert  wird.   Solange keine 

al lgemeine Anweisung vorl iegt ,  sol lte  

man sich direkt an die zuständige 

Krankenkasse wenden.   

 

Hinweis: Zu den Besonderheiten beim 

Kurzarbeitergeld s iehe oben.  

 

Freiwil l ig  gesetzl ich krankenversi-

cherte:  Verändern s ich die Einnah-

men um mehr  als 25 Prozent ,  können 

in der gesetzl ichen Krankenkasse ver-

sicherte hauptberufl iche Selbststän-

dige bei ihren Krankenkassen eine 

Beitragsermäßigung beantragen.  Das 

reduzierte  Arbeit seinkommen muss 

aber nachgewiesen werden. Ob es  

wegen der Corona-Kr ise Erle ichterun-

gen beim Ermäßigungsverfahren gibt,  

ist  noch offen. Aktuell  gi lt ,  dass s elbst  

wenn der Selbstständige weniger oder 
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gar kein E inkommen hat,  für die Be-

rechnung der Beiträge die monatl iche 

Mindesteinnahme von 1.061,67 Euro  

greift .   

 

Arbeitsrecht: Grundsätzl ich tragen Sie  

als Arbeitgeber das betr iebswirt-

schaft l iche Risiko bei  Produktionsaus-

fal l  durch L ieferengpässe oder vor -

übergehenden Geschäftsschließungen.  

Ihre Arbeitnehmer haben gleichwohl  

einen Anspruch auf Lohnfortzahlung,  

wenn sie ihre Arbeit  anbieten. Um 

Kündigungen zu vermeiden,  kann das 

Kurzarbeitergeld (s iehe oben) genutzt  

werden.   

 

Zudem haben Sie eine Fürsorgepfl icht  

für Ihre Mitarbeiter .  Um  Ansteckun-

gen zu vermeiden, z .  B.  weil  ein Kolle-

ge aus einem Risikogebiet zurück-

kehrt,  muss überlegt werden, den 

Rückkehrer aufzufordern, zu Hause zu 

bleiben und z.  B.  im Homeoffice zu 

arbeiten. Arbeitgeber sind verpfl ich-

tet,  in  diesen Fäl len die Vergütung 

weiterzuzahlen.  

 

 

Freiberufler/Branchenverbände 
Für die fre ien Berufe gelten im We-

sentl ichen die zuvor für Unternehmer 

genannten Maßnahmen. Vie le berufs-

ständische Organisationen geben ak-

tuell  Sonderinformationen zum Thema 

Corona heraus. Hier wird dann auch 

auf die besonderen Bedin gungen des 

Berufs ,  z .  B.  Vertretungsregeln,  hin-

gewiesen. So haben z.  B.  die  Bundes-

rechtsanwaltskammer sowie die Bun-

dessteuerberaterkammer Infomateria-

l ien und Linksammlungen auf ihrer  

Homepage veröffentl icht.   

 

Auch die Branchenverbände, z .  B.  des  

Hotel-  und Gaststättengewerbes,  bie-

ten auf ihren Internetseiten weiter-

führende Informationen an.  

 

 

Landwirte 
 

Saisonkräfte aus  dem Ausland dürfen 

kommen: Auch, wenn viele Grenzen 

zu unseren Nachbarländern geschlos-

sen sind, bleiben Reisen aus berufl i -

chen Gründen er laubt.  Dies betr ifft  

neben den Grenzpendlern auch Sai-

sonkräfte. Das hat das Bundeswirt-

schaftsministerium auf seiner Home-

page klargestellt .  Dabei s ind die be-

rufl ichen Gründe durch geeignete Un-

terlagen (z .  B.  Arbeitsvertrag, Auf-

tragsunterlagen,  Grenzgängerka rte)  

zu belegen.  Die Zeitgrenze für die Sai-

sonarbeit  in der Landwirtschaft  soll  

auf eine Höchstdauer von fünf Mona-

ten (oder 115 Tagen) ausgeweitet  

werden. Bislang l iegt die Grenze bei 3  

Monaten bzw. 70 Tagen.  

 

Schneller f leißige Hände finden: Wer 

jetzt  den Landwirten in seiner Region 

beim Ernten oder Pflanzensetzen hel-

fen möchte,  kann s ich gern melden.  

Die Plattform www.saisonarbeit - in-

Deutschland.de br ingt  Landwirte und 

suchende Helfer zusammen. Bauern 

können dort kostenfrei  ihre Stellen-

angebote einstel len. Über die hinter-

legten Kontaktdaten können Helfer  

direkt Kontakt mit dem Betrieb auf-

nehmen.  

 

 

Mieter und Vermieter  
Brechen wegen einer  vorübergehen-

den Betriebs- oder Ladenschl ießung 

oder dem Ausfal l  von Arbeitseinkom-

men Einnahmen weg, können unter  

Umständen nicht mehr al le Forderun-

gen bedient werden. Zeichnet sich ab,  

dass es Schwierigkeiten gibt,  die Mie-
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te oder Pacht pünkt l ich zu zahlen,  

sollte man den Kontakt mit dem Ver-

mieter oder Pächter suchen. Oft wird 

auch der Vermieter oder Verpächter  

ein Interesse daran haben, das  Ver-

tragsverhältnis fortzusetzen. Gemein-

sam sollte dann überlegt werden,  

welche Lösung es  gibt (z .  B.  vorüber-

gehende Herabsetzung der Miete,  Ra-

tenzahlungen oder Aussetzung der  

Zahlung.)  

 

Zudem plant die Bundesregierung das 

Mietrecht zu ändern:  Wegen Miet-

schulden aus dem Zeitraum vom 1. 

Apri l  2020 bis 30. September 2020 

dürfen Vermieter das  Mietverhältnis  

nicht kündigen.  Das heißt aber nicht,  

dass S ie die Miete nicht zahlen müs-

sen, es darf Ihnen in dieser Zeit  nur  

nicht gekündigt werden.  Ge hen Sie  

bei Zahlungsschwier igkeiten daher 

unbedingt auf  den Vermieter zu!  

 

 

Arbeitnehmer 
 

Kurzarbeitergeld :  Das Kurzarbeiter-

geld wird vom Arbeitgeber beantragt  

und über ihn ausgezahlt!  Es beträgt  

60 Prozent,  bei Arbeitnehmern mit  

Kindern 67 Prozent des let zten Netto-

lohns. Es handelt  s ich dabei um eine 

steuerfreie Lohnersatzleistung,  die  

dem sog. Progress ionsvorbehalt  un-

terl iegt .  Das heißt,  d ie Lohnersatzleis-

tungen werden dem zu versteuernden 

Einkommen fikt iv  zugerechnet und 

dafür der maßgebende Steuersatz b e-

rechnet. Mit diesem Steuersatz wird 

die Einkommensteuer für das tatsäch-

l iche zu versteuernde Einkommen 

multipl iziert .  Kurz:  Das Kurzarbeiter-

geld bleibt steuerfrei ,  dafür gi lt  aber  

für das rest l iche Einkommen ein hö-

herer Steuersatz.  Um dies  zu prüfen,  

muss dann für das  Jahr 2020 eine E in-

kommensteuererklärung beim Finanz-

amt abgegeben werden. Hier kann es  

ggf .  zu Steuernachzahlungen kommen.  

 

Hinweis:  Diesen Zusammenhang soll -

te man kennen und ggf.  etwas Geld 

zurücklegen. Ob es tatsächlich zu e i-

ner Nachzahlung kommt, hängt vom 

Einzelfal l  ab, z.  B.  wieviel  Kurzarbei-

tergeld Sie erhalten haben, ob weite-

re Einkünfte vorl iegen  und welche 

Ausgaben Sie steuermindernd abzie-

hen können.   

 

Zusätzl iche Hygienemaßnahmen oder  

Untersuchungen: Veranlasst der Ar-

beitgeber Gesundheitsuntersuchun-

gen oder stel lt  aus hygienischen 

Gründen Schutzkle idung/ -masken be-

reit ,  l iegt darin kein steuerpfl ichtiger  

Arbeitslohn.  

 

Homeoffice :  Stel lt  der Arbeitgeber 

Ihnen Laptops,  Tablets oder Smart-

phones zur Verfügung, um zu Hause 

arbeiten zu können,  ist  auch dies  

steuerfrei.  Vorausgesetzt,  das Gerät  

bleibt im Eigentum des Arbeitgebers.   

 

Nutzen Sie Ihre privaten Geräte, kön-

nen Sie diese bei Ihrer Einkommen-

steuererklärung als Werbungskosten 

absetzen. Bei Geräten, die im Jahr  

maximal 800 Euro netto (also bei ei-

ner Umsatzsteuer von 19 Prozent 952 

Euro gekostet haben),  darf das Gerät  

direkt im Jahr des kauf  abgesetzt  

werden. Pauschal akzeptiert  das  F i-

nanzamt 50 Prozent des Kaufpreises  

für die berufl iche Nutzung. Ist  das  

Gerät teurer,  erfolgt  eine Absch rei-

bung über mehrere Jahre, bei  Compu-

tern oder Laptops s ind das z.  B.  drei  

Jahre.  

 

Wer die pr ivate Telefon- oder Inter-

netleitung nutzt,  kann auch die Kos-
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ten dafür a ls Werbungskosten abset-

zen.  In der  Regel werden 20 Prozent  

der Rechnung, maximal 20 Euro pr o  

Monat anerkannt.  

 

Keine Arbeit –  trotzdem Lohn: In vie-

len Betrieben kommt es jetzt  zu 

Schl ießungen bzw. zu verkürzten Ar-

beitszeiten, weil  beispielsweise Zul ie-

ferer Waren nicht bringen können.  

Wenn Arbeitnehmer in einer solchen 

Situation nicht mehr beschäftigt  wer-

den können,  muss der Arbeitgeber 

seinen Arbeitnehmern auch dann die  

vereinbarte Vergütung zahlen, wenn 

er deren Arbeitsle istung etwa auf-

grund von Unterbrechungen der L ie-

ferkette nicht einsetzen kann.  Vo-

raussetzung ist ,  dass  der Arbeitneh-

mer grundsätzl ich zur  Arbeits leistung 

bereit  und in der Lage ist.  Viele  Be-

triebe werden fre i l ich jetzt  das Kurz-

arbeitergeld beantragen, wenn länge-

re Ausfal lze iten zur  erwarten s ind.  

Damit sollen Kündigungen vermieden 

werden.  

 

Arbeitsausfal l  wegen Kinderbetreu-

ung :  Müssen Arbeitnehmer zu Hause 

bleiben, wei l  d ie Kinder wegen ge-

schlossener Betreuungseinrichtungen 

und Schulen zu Hause betreut werden 

müssen, hat der Arbeitnehmer einen 

persönl ichen Verhinderungsgrund und 

ist  berechtigt,  zu Hause zu ble iben.  

Dies muss natür l ich rechtzeit ig mit  

dem Arbeitgeber besprochen werden.  

 

Gemäß § 616 BGB behält  der Arbeit -

nehmer seinen Anspruch auf Lohn-

fortzahlung. Dies gi lt  aber nur für ein 

paar Tage (maximal 5 Tage).  Dauert  

die Verhinderung aufgrund des Be-

treuungsbedarfs  länger ode r ist  §  616 

BGB im Arbeitsvertrag ausgeschlos-

sen, entfäl lt  der Anspruch auf  die  

Vergütung. Zwar darf  der Arbeitneh-

mer, wenn eine anderweitige Betreu-

ung des Kindes tatsächlich nicht ge-

währle istet werden kann, auch für  

einen längeren Zeitraum zu Hause 

bleiben,  er hat aber  dann keinen An-

spruch auf weiteren Lohn.  

 

Tipp: Am besten über legen Arbeitge-

ber und Arbeitnehmer gemeinsam, 

wie sie  die  Situation lösen.  Eventuell  

kann ein Homeoffice eingerichtet  

werden, Überstunden abgebaut oder  

(unbezahlter)  Urlaub genomm en wer-

den.  

 

Weiterarbeit nach Renteneintritt :  Die  

Hinzuverdienstgrenze soll  für diejeni-

gen, die im medizinischen Bereich mit  

ihrer  Arbeitskraft  Unterstützung leis-

ten wollen,  von 6.300 Euro auf 44.590 

Euro im Jahr steigen.  Die Regelungen 

soll  erstmal  bis zum 30. Juni  2020 gel-

ten und ggf.  bei Bedarf bis zum 31.  

Dezember 2020 verlängert werden.  

 

 
Familien 
 

Kita-,  Hortbeiträge und Schulgeld :  

Viele Betreuungseinr ichtungen und 

Schulen müssen vorübergehend 

schl ießen. Obwohl keine Betreuung  

stattf indet,  s ind die E ltern i . d.R. den-

noch verpf l ichtet,  die Beiträge wei-

terzuzahlen. Meist ist  in  den Verträ-

gen eine Klause zur sog. höheren Ge-

walt  enthalten. E inige Gemeinden ha-

ben aber bereits s ignalis iert,  d ie  

Kitabeiträge für diese Zeit  auszuset-

zen.   

 

Ihre Rechte bei  Reisestornierungen:  

Wegen der weltweiten Reisewarnung 

können kurz bevorstehende Pauschal-

reisen ins Ausland kostenlos storniert  

werden. Auch wer in den Osterfer ien 

einen Aufenthalt  an den deutschen 
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Küsten oder im Ausland gebucht  hat-

te,  hat nun die Chance, Geld zurück-

zubekommen. Dies gi lt  vor al lem 

dann, wenn die Buchung deutschem 

Recht unter l iegt ,  weil  das Hotel oder 

der Reiseanbieter im Inland sitzen.  

Kniff l iger wird es,  wenn Sie direkt im 

Ausland eine Unterkunft gemietet ha-

ben. Hier g i lt  in der Regel dann das 

ausländische Recht.  In diesem Fal l  

sol lte man sich mit dem Hotel bzw.  

Vermieter in Verbindung setzen und 

um eine kostenfreie Stornierung bit-

ten. Weitere Hinweise f indet  man auf  

der Homepage der  Verbraucherzentra-

le.  

 

Wer nicht  gänzlich stornieren möchte,  

weil  er eventuell  sein Liebl ingshotel  

in der Krise unterstützen  möchte,   

kann statt  der Rückerstattung des 

Reisepreises ggf.  auch einen Gut-

schein erhalten, den er dann nach der  

Krise nutzen kann. Dies sollte jewei ls  

individuel l  besprochen werden.  

 

 
Abiturienten, Auszubildende 
und Studenten 
 

Bafög: Auch, wenn Schulen und Hoch-

schulen wegen der Corona-Pandemie 

geschlossen werden,  erhalten BAföG -

Geförderte ihre Ausbi ldungsförderung 

weiter.  Dies gi lt  auch bei E inreise-

sperren in andere Staaten.  

 

Tipp: Details  enthält  eine Presse mel-

dung des Bundesbildungsministeri -

ums vom 13. März 2020 sowie die  

Homepage www.bafög.de  

 

Medizinstudenten,  die in  der  Corona -

Krise im Krankenhaus aushelfen, be-

kommen das Einkommen aus der me-

diz inischer Tätigkeit  währen d der  

Pandemie nicht auf ihr  BAföG ange-

rechnet .  Das heißt,  die Tätigkeit  

schadet nicht beim Bafög.  

 

Prüfungen:  In vielen Schulen, Univer-

sitäten und Betr ieben sollten in den 

kommenden Wochen die  Abschluss - ,  

Examens- oder Abiturprüfungen statt-

f inden. In einigen Bundesländern 

wurden Prüfungen schon abgesagt  

oder verschoben.  Andere Bundeslän-

der halten aktuell  noch an den Prü-

fungsterminen fest.  Informieren Sie  

sich dazu am besten bei Ihrem Be-

trieb, in der Schule,  den zuständigen 

IHKs und Handelskammern, dem Kul-

tusministerium oder ggf.  dem Prü-

fungsamt.  

 

 

Vereine 
Einige Vereine müssen aufgrund der  

Ansteckungsgefahr durch das Corona-

virus auf Vereinssitzungen oder Mit-

gl iederversammlungen verzichten 

bzw. diese verschieben. Stehen aber 

unaufschiebbare Beschlüsse an,  muss 

darüber nachgedacht  werden, Ent-

scheidungen mit schr ift l icher  Zustim-

mung oder durch eine virtuel le Ver-

sammlung herbeizuführen.  

 

Gemäß § 32 BGB ist  eine Beschluss-

fassung auch ohne Mitgl iederver-

sammlung zulässig,  wenn al le Mitgl ie-

der ihre Zustimmung zu dem Be-

schluss schr ift l ich erklären. Handelt  

es sich um einen Beschluss,  der beim 

Vereinsregister e inzureichen ist,  muss 

ein Protokoll  angefertigt  werden, in  

dem das Umlaufverfahren und sein 

Ergebnis skizziert  werden.  

 

Auch die  Beschlussfassung im Rahmen 

einer virtuellen Mitgl iederversamm-

lung ist  mögl ich,  wenn die Satzung 

dies ausdrücklich zulässt .  Fehlt  eine 

Satzungsregelung ist  eine virtuel le  

http://www.bafög.de/
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Mitgliederversammlung möglich,  

wenn al le Mitgl ieder  dem Verfahren 

zust immen.   

 

 
Fazit und weitergehende Maß-
nahmen 
Die Corona-Pandemie stel lt  uns al le  

vor große Herausforderungen.  Die  

Auswirkungen s ind noch nicht  abzu-

sehen. Sicher dürfte aber se in,  dass  

es weitere steuerl iche  und arbeits-

rechtl iche Maßnahmen sowie Förder-

programme und Fonds geben wird.  

Erste gute Schritte  –  insbesondere im 

Steuerrecht –  s ind gemacht. Den So-

fortmaßnahmen müssen aber weitere 

Änderungen folgen, um die Liquidität  

bei Betr ieben zu erhalten und damit  

Arbeitsplätze zu sichern.  

 

So sollte aus S icht des Bundes der  

Steuerzahler  die für  Herbst  gepla nte 

Umstellung der Ladenkassen  verscho-

ben werden:  Eigent l ich müssen al le  

Geschäfte,  die eine e lektronische Re-

gistr ierkasse einsetzen, bis Ende Sep-

tember eine Kasse mit zerti f izierter  

Sicherheitseinrichtung nutzen. Die  

Kosten für den Kassenkauf bzw. die  

Nachrüstung sind nicht ganz triv ia l .  

Deshalb sollte  die  Pfl icht auf Mitte  

kommenden Jahres verschoben wer-

den.  Das entlastet insbesondere die  

Gastronomie und Einzelhändler,  de-

nen jetzt  die Umsätze wegbrechen.  

Wichtig:  Eine nur kurzzeit ige Ver-

schiebung nützt auch nichts,  denn im 

Weihnachtsgeschäft werden die be-

troffenen Branchen einiges aufholen 

wollen –  dann wäre eine Kassenum-

stellung fehl am Platz.  

 

Auch bei der Umsatzsteuer sol lte  

nachgesteuert werden. Bislang kön-

nen nur Unternehmen mit einem Ge-

samtumsatz von 600.000 Euro die  sog.  

Ist-Versteuerung  nutzen.  Unterneh-

men mit höheren Umsätzen haben 

diese Chance nicht ,  selbst wenn sie  

nur geringe Gewinne einfahren. Der  

Vorteil  bei der  Ist -Besteuerung:   Die  

Umsatzsteuer entsteht erst,  wenn die  

Kunden oder Auftraggeber ihre Rech-

nung bezahlen.  Die Steuer muss also –  

anders a ls bei der Sol lversteuerung –  

nicht vorfinanziert  werden. Gerade 

wenn Zahlungen von Kunden ausblei-

ben, ist  die vorfinanzierte Umsatz-

steuer nicht  zu stemmen.  

 

Weitere Überlegungen sollten zur sog.  

Verlustverrechnung  angestellt  wer-

den. So sollten E inschränkungen bei  

der Verlustverrechnung überprüft  

werden,  da dies  in Krisenzeiten zu-

sätzl ich verschärfend wirkt.   Eventuel l  

kann auch über eine Gewinnglättung  

nachgedacht werden, wie diese schon 

bei Landwirten mögl ich ist  (§ 32c 

EStG).  Die Vorschrift  wurde seinerzeit  

im Zusammenhang mit den erhebli -

chen Einnahmeausfällen durch Dürre-

schäden eingeführt.  Ganz unbürokra-

t isch ist  die Regelung zwar nicht,  er-

möglicht aber eine Gewinnverteilung 

über drei Jahre.    

 

Des Weiteren sollten auch die Ab-

schreibungsbedingungen  verbessert  

werden, da dies  den Unternehmen 

unmittelbar  wirksame Liquiditätsvor-

tei le verschafft.  Das kann besonders  

in der Phase direkt  nach E indämmung 

bzw. Überwindung der Pandemie 

sinnvoll  se in,  um gezie lt  Investit ions-

anreize zu setzen. Konkret könnte z.  

B.  die Wertgrenze für  Sofortabschrei-

bungen erhöht und die degressive 

Abschreibung wiedereingeführt wer-

den. Gleiches gi lt  für  die Stromsteu-

er,  die auf das europarechtl iche Min-

destmaß sinken sollte ,  um die  im in-

ternationalen Vergle ich zu hohen 
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Strompreise in Deutschland zu verrin-

gern.  

 

Arbeitnehmer,  die jetzt  im Home-

office dafür sorgen, dass es im Unter-

nehmen weiter  vorangeht  und pr ivate 

Geräte und Leitungen (Computer,  Lap-

tops,  Telefone, Internetleitung etc. )  

nutzen, sollten dies steuerl ich leich-

ter berücksichtigen können. So soll ten 

z.  B.  die Kosten für Telefon und Inter-

net ohne Wenn und Aber vom Finanz-

amt anerkannt werden. Auch sollte  

überlegt werden, die  Arbeitsecke im 

Wohn- oder Schlafzimmer anzuerken-

nen. Bislang zählt  bei  der Steuer nur  

ein Extra-Arbeitsz immer.  

 

Klar ist  auch: Die Abschaffung des  

Solidaritätszuschlags  muss früher  

kommen. So sollte die Ergänzungsab-

gabe für al le Bürger und Betr iebe be-

reits 2020 vollständig entfal len.  

 

Insgesamt gi lt :  Keine belastenden 

Maßnahmen!  Gesetzgeber und Fi-

nanzverwaltung sollten bei anstehen-

den Gesetzesverfahren und Verord-

nungen darauf achten, keine belas-

tenden oder bürokrat ischen Maßnah-

men einzuführen,  denn die Wirtschaft  

wird wohl  e inige Monate brauchen,  

um die Corona-Auswirkungen zu ver-

arbeiten.  
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